| Gefe- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 64. 


(Nr. 6712.) Verordnung über die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung, die 
Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten Gerichtsſtandes, 
ſowie über die Gerichtsverfaſſung in den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein. Vom 26. Juni 1867. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 3 Soren, -Amf 


J. Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung. 


SL s 
Die Rechtspflege wird von der e S getrennt. 
f Den auf den Weſtſeeinſeln Sylt, Föhr, Nordſtrand und Pellworm an⸗ 
eſtellten Juſtizbeamten können jedoch bis auf Weiteres mit Genehmigung des 
Juſttzwinſſters zugleich Verwaltungsgeſchäfte übertragen werden. 


II. Koſten der Rechtspflege. | 


$. 2. 
Scaämmtliche Koſten der Rechtspflege, mit Einſchluß der durch die Straf- 
vollſtreckung veranlaßten, werden fortan aus der Staatskaſſe beſtritten. 
Die bisherige Verpflichtung von Privaten oder Kommunen zur Tragung 
er ee „ einſchließlich der Koften der Unterhaltung und Verwaltung 
er Strafanſtalten und der Koſten der Polizeigerichtsbarkeit, ingleichen die Ver⸗ 
flichtung zur Unterhaltung von Gerichtsgebäuden und Gerichtsgefängniſſen, ſo⸗ 
5 d beſtimmten Leiſtungen oder Zahlungen an gerichtliche Beamte wird auf- 
gehoben. i 
a Dagegen fließen ſämmtliche Gerichtsgebühren in die Staatskaſſe. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1867. 


D 


m Aufhebung der Privatgerichtsbarteit und des erimirten — 2 
n SGrrichtsſtandes. | ee 


Die ſtädtiſche und die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit jeder Art in Civil⸗ und 
Strafſachen wird aufgehoben. 5 5 

Fortan foll die Gerichtsbarkeit nur durch vom Staate beſtellte Gericht ⸗ 

behörden in Unferem Namen ausgeübt werden. 8 


F. 4. ' we 
Die Aufhebung der ſtädtiſchen und der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit erfolgt 
ohne e der ſeitherigen Inhaber, jedoch gehen vom Tage der Auf- 
Ade nicht blos die Nutzungen der Gerichtsbarkeit nebſt den ſonſtigen aus der 
etzteren fließenden Gerechtſamen, Fordern auch alle Laſten derſelben auf den 

Staat über. . ; eT 
$. 5. ni 


Der erimirte und privilegirte Gerichtsſtand für Perſonen und Grundſtücke, 
ſowie der Gerichtsſtand für beſondere Arten von Sachen, insbeſondere auch für 
ce desgleichen der privilegirte Gerichtsſtand des Fiskus wird allgemein 
aufgehoben. a 5 
Jedermann ept fortan unter dem ordentlichen Gerichte, welches für den 

Ort oder Bezirk zunächſt und unmittelbar beſtellt iſt, und jedes Grundſtück gehört 
im dinglichen Gerichtsſtande vor das ordentliche Gericht desjenigen Sprengels, 
in welchem es belegen iſt. ; Be. 


= Die in den Herzogthümern beſtehenden beſonderen Pepe Rechte, 
welche auf die nach den nen Beſtimmungen vom ordentlichen Gerichtsſtande 

eximirten Perſonen und Sachen nicht Anwendung gefunden haben, find, un⸗ 
eachtet der im F. 5. angeordneten allgemeinen Aufhebung des eximirten Gerichts⸗ 

des auf ſolche Perſonen und Sachen auch ferner nicht anzuwenden. i 


Die in den älteren Provinzen des Staats beſtehenden Vorſchriften über 
den allgemeinen Gerichtsſtand der Mitglieder des Königlichen ann und der 
Hohenzollernſchen e ſowie der Häupter und Mitglieder der vormals 
reichsſtändiſchen Familien finden auch im Geltungsbereich dieſer Verordnung An⸗ 
wendung ee ; Bi a 

8 85 z re „ 8 

Die akademiſche Gerichtsbarkeit der Univerſität Kiel wird aufgehoben. In 
Betreff der Studirenden bleibt die Disziplinarſtrafgewalt der we 


o 
An 5 Zu jändigkeit des Elb⸗ HZollamts und Elb⸗ Seeg zu Witten- 
= ne durch ieſe 5 a ander 


F. 10. 


| Die  Befätigung einer Annahme an Kindesſtatt Caption und Arrogation) 
gehört fortan vor das ordentliche Gericht des Annehmenden. Unſere Genehmigun 
azu iſt nur in den Fällen erforderlich, in denen dies für das Gebiet des Alle 
meinen Landrechts ne 00% 
ee en Erk eu erfolgen en die neigen Bee 


i$ 


IV. Organisation der Seite 
N ERBE eee 
Die Gerichtsbarkeit wird ee re . 


l D durch Amtsgerichte und follegialif e Seiseihte, 1 
2) durch ein Appellationsgericht, 
2 Ss. den an 


5. 125 


5 Zur gütlichen Schlichtung Alieitigen each genere Ei das In- 
tut der es im Wege der ee en werden. 
= Br io 


e jetzt 1 9 0 beat rden mit Aan der Bolts- 
gte werden ee 


L Amts⸗ und 0 
8. 14. 
Die Amtsgechte werden mit einem oder mehreren nisehten und mit 
n nen Büreau⸗ ur En ei u 
in lea ut. 5 2 
Die e Antögeihte find zuſtändig: s 


in bürgerlichen NRechtsfachen: 


I) für die en und eee a aller een, 
5 5 


deren Gegenſtand an Geld- oder Geldeswerth die Summe von Ein- 
hundert Thalern nicht überſteigt; ſowie außerdem, ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes, für die Verhandlung und 
Entſcheidung der Beſitzſtreitigkeiten, der Streitigkeiten über Einfrie⸗ 
digungen von Grundſtücken, über Altentheile, über Anſprüche aus 
einem unehelichen Beiſchlaf, der Streitigkeiten zwiſchen Dienſtboten 
und Dienſtherren, die aus dem Dienſtverhältniſſe entſpringen, und 


der Streitigkeiten über Einräumung oder Verlaſſung einer Wohnung 


zwiſchen Miether und Vermiether 

2) für die Behandlung der Konkurſe, mit Ausſchluß der Entſcheidung 
N einzelner Rechtsſtreitigkeiten, welche mit Rückſicht auf Nr. 1. 
ie Zuſtändigkeit des Einzelrichters überſchreiten, und für den Exlaß 
einſtweiliger Verfügungen, insbeſondere für die Anlegung von 
Arreſten u. f. w., 

3) für die geſammte nichtſtreitige Gerichtsbarkeit, insbeſondere die Un- 
ordnung und Leitung der Vormundſchaften, Kuratelen und ſonſtigen 
A Verwaltungen, die Behandlung der Nachlaßſachen, die 

lufnahme und Ausfertigung von Akten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, einſchließlich letztwilliger Dispoſitionen, ſowie für das Hy⸗ 
pothekenweſen nach Maaßgabe des F. 16., vorbehaltlich der in dem 
F. 21. Nr. I. 3. beſtimmten Ausnahmen; 


II. in Strafſachen für die Beſorgung der in der Strafprozeßordnung und 
anderen Geſetzen den Einzelrichtern überwieſenen Geſchäfte ) 


III. für die Aufnahme von Klagen, Geſuchen, Anträgen und Erklärungen 
jeder Art, welche Eingeſeſſene des Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten 
zum Protokoll geben wollen, und die Weiterbeförderung derſelben an die 
zuſtändige Gerichts behörde, 


IV. für die Erledigung von Aufträgen der vorgeſetzten Kollegialgerichte. 
eg F. 16. | 


führen. Schuld⸗ und Pfandprotokolle des Bezirks ſind von dem Amtsgerichte 
zu führen. 5 
Das Appellationsgericht iſt jedoch ermächtigt, die Führung der Schuld- 
und Pfandprotokolle für Komplexe, welche den Bezirken verſchiedener Gerichte an— 
gehören, Einem Amtsgerichte zu übertragen, ſofern ſolches erforderlich iſt, um 
eine erhebliche Zerſtückelung der beſtehenden Schuld- und Pfandprotokolle zu 
vermeiden. 

Die Führung der bisherigen landgerichtlichen und obergerichtlichen Schuld⸗ 
und Pfandprotokolle iſt bis auf Weiteres einem dafür zu beſtellenden beſonderen 
gerichtlichen Beamten in Kiel zu übertragen. 

Ueber Anträge, welche darauf gerichtet ſind, Grundſtücke aus den land⸗ 
und obergerichtlichen Schuld- und Pfandprotokollen in die Schuld- und Pfand- 


protokolle des Amtsgerichts zu übertragen, entſcheidet das Appellationsgericht. 
2 N 


Pr 


RAU, : 
IS“ . 

: Amtsrichter handeln und entſcheiden als Einzelrichter. 

Eid bei einem ee mehrere Amtsrichter angeſtellt, ſo können die 
Geſchäf unter ihnen entweder nach Gattungen oder nach örtlich abgegrenzten 
Diſtrikten vertheilt werden. 

; $. 18. 

Für diejenigen Amtsgerichte, bei denen nur Ein Amtsrichter angeftellt iſt, 
wird im Voraus ein benachbartes Amtsgericht zur Vertretung in Behinderungs— 
fällen beſtimmt. 

Mehrere bei einem Amtsgerichte angeſtellte Amtsrichter vertreten ſich 
gegenſeitig. 


8 
Der Gerichtsſtand der Amtsrichter iſt der ordentliche; doch tritt in den 
einen Amtsrichter perſönlich betreffenden Rechtsſachen ein im Voraus zu beſtim⸗ 
mendes benachbartes Amtsgericht ein. 
Be 5 $. 20. 
Die Kreisgerichte beſtehen aus einem Direktor und der erforderlichen Zahl 
von Mitgliedern nebſt den entſprechenden Büreau- und Unterbeamten. 


T: 
Die Kreisgerichte find zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: i 5 
: 1) für die Verhandlung und Entſcheidung aller bürgerlichen Rechts— 
ſtreitigkeiten erſter Inſtanz, welche nicht vor die Amtsgerichte ges 
hören : 
2) für die Verhandlung und Entſcheidung zweiter Inſtanz auf das 
Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Amtsgerichte; 
3) für die Ertheilung von Großjährigkeits-Erklärungen, 
für die Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt, 
für die Genehmigung zur Verlängerung der Setzjahre über das 
; ns Alter hinaus und zur Veräußerung unbeweglicher 
Güter der Pflegebefohlenen in den vom Geſetze einer Genehmigung 
des obervormundſchaftlichen Kollegiums unterworfenen Fällen, 
für die Erlaſſung der Proklame: 
a) wegen Mortifikation von Urkunden, 
b) bei Einführung neuer Schuld- und Pfandprotokolle, 
e) wegen Todeserklärung Verſchollener, 
ohne daß es in dieſen Fällen der Genehmigung einer höheren Be- 
$ Hörde ferner bedarf, 
r. 6712.) 


ae D 
für das Verfahren bei Blödſinnigkeits⸗, Wahnſinnigkeits⸗ und 


+ 


Prodigalitäts⸗Erklärungen, : : > 

für die Führung der im Handelsgeſetzbuch den Handelsgerichten 
ig Regiſter, ſo lange Handelsgerichte noch nicht eingerich⸗ 
tei; f 11 Hg 20.8 


II. in Strafſachen für die Erledigung der in der Strafprozeßordnung 
Kollegialgerichten erſter Inſtanz zugewieſenen Geſchäfte. 


5 ö 


Die Kreisgerichte können in verſchiedene Abtheilungen getheilt werden. Zur 
Beſchlußnahme und Entſcheidung genügt die Theilnahme von drei Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorſitzenden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt ift. Bei Stim- 
mengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. = 


9. 23. 


Wenn ein dringendes Bedürfniß es erfordert, kann der Juſtizminiſter an⸗ 
ordnen, daß an einem der Sitze der Amtsgerichte drei Richter von Zeit zu Zeit 
zuſammentreten, um gewiſſe kollegialiſche Angelegenheiten an Stelle des Kreis⸗ 
gerichts zu verhandeln und zu entſcheiden. - Ee 


5 


den 


2. Appellationsgericht. 


F. 2% 


Das Appellationsgericht beſteht aus einem Präſidenten und der erforderlichen 
Anzahl von Räthen. Richterliche Beamte, welche nicht etatsmäßige Räthe des 
Gerichts ſind, können bei demſelben nur vorübergehend zur Aushülfe oder zur 
Stellvertretung beſchäftigt werden. 

Wenn bei dem Appellationsgerichte außer dem Erſten Präfidenten zehn oder 
mehr Räthe fungiren, kann ein Vizepräſident angeſtellt werden. : 8 

Dem Appellationsgerichte wird das entſprechende Büreau⸗ und Unter- 
beamtenperſonal zugetheilt. í S RE ; 


5 
Das Appellationsgericht iſt zuſtändig: 
J. in bürgerlichen Rechtsſachen: nn 
1) für die Verhandlung und Entſcheidung auf das Rechtsmittel der 
Appellation gegen Erkenntniſſe der Kreis- und Amtsgerichte und 

auf das Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Kreis 
gerichte x | o 
2) für die Entſcheidung auf Beſchwerden über Verfügungen und Be⸗ 


ſchlüſſe der Kreis⸗ und Amtsgerichte in allen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten; W ay 


I. in Stuafjachen, ſoweit die Strafprozeßordnung dies beſtimmt , 
IM. zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts: VV 
J) wenn ein poſitiver oder negativer Kompetenzkonflikt zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Kreis- oder Amtsgerichten beſteht N E AA 
2) wenn das zuſtändige Kreis- oder Amtsgericht verhindert ift, fich der 

Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen , f 

3) wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtimmen ift; 

IV. für Familten⸗Fideikommiß⸗ und Familien⸗Stiftungsſachen, ſoweit die- 

ſelben bisher zur Zuſtändigkeit der oberen Dikaſterien gehört haben; 
11255 V. für alle Angelegenheiten der Juſtiz⸗Aufſicht und Verwaltung des Bezirks, 
: insbeſondere für Juſtizviſitationen, Disziplinar⸗ und Anſtellungsſachen, 


und zwar in demſelben Umfange, in welchem die Appellationsgerichte der 
älteren Provinzen zuſtändig ſind. = 


že 


H. 26. ; 
Das Appellationsgericht kann nach Bedürfniß in mehrere Senate a. fünf : 
erden. Zur ee de und Entſcheidung iſt die Theilnahme von fünf 
ich des Vorſitzenden, erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
fienden den Ausſchlag. „„ 


Mitgliedern, einſchließli 
giebt die Stimme des Bor 


3. Oberſter Gerichtshof. 
Ueber die Errichtung des oberſten Gerichtshofes ergeht eine beſondere Ver⸗ 
ordnung, welche zugleich die Zuſtändigkeit deſſelben regelt. = 


4, Staatsanwaltſchaft. 


% d. W. 


Bei dem le wird ein Ober-Staatsanwalt, bei jedem 
eisgerichte ein Staatsanwalt nebſt dem erforderlichen Hülfsperſonale angeſtellt. 


5. Rechtsanwalte und Notare. 
= F. 29. 
Die Advokaten, welche den Amtskarakter „Rechtsanwalt“ annehmen, 
rden fortan nur mit der Berechtigung zur Praxis bei dem Appellationsgerichte 
der bei einem beſtimmten Kreisgerichte und den in deſſen Sprengel belegenen 
Amtsgerichten unter Anweiſung eines beſtimmten Wohnſitzes angeſtellt. s 
“Nr. 6712.) 


e 


— 1080 — 
N oN 4 
Die Verordnung vom 21. Juli 1843. (Geſetz-Samml. S. 295.) über die 
Befugniß der Rechtsanwalte zur Anfertigung und Legaliſirung von Rechtsſchriften 
ohne Einſchränkung auf einen beſtimmten Gerichtsbezirk findet auch im Geltungs⸗ 
bereich dieſer Verordnung Anwendung. 
K 31. 


Der Juſtizminiſter ift ermächtigt, wo fich dazu ein Bedürfniß herausſtellt, 
den Rechtsanwalten auch die Ausübung des Notariats im Bezirke des Appella⸗ 
tionsgerichts zu übertragen. 

$. 32. a 

In Betreff der Disziplin und Aufſicht über die Rechtsanwalte und Notare 
kommen die im Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 2.) beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 


6. Gerichtskoſten und Gebühren. 


§. 33. i 
Ueber den Anſatz und die Erhebung der Gerichts-Koſten und Gebühren, 


ſowie der Gebühren der Rechtsanwalte und Notare, wird eine beſondere Verord⸗ f 


nung ergehen. 


V. Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Aufſicht und Beſchwerden. 

$. 34. f 

Die Aufſicht über die Amtsgerichte wird von dem Direktor des Kreisgericht 

in deſſen Sprengel dieſelben ſich befinden, in höherer Inſtanz von dem Appellations⸗ 

gerichte, die Aufſicht über die Kreisgerichte von dem Appellationsgerichte, die Muf- 
ſicht über ſämmtliche Gerichte von dem Juſtizminiſter ausgeübt. 

$. 35. 

„Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen 
betreffen, ſind hinſichtlich aller Rechtsangelegenheiten im Aufſichtswege zu erledigen. 
2. Verhältniß der Gerichte unter einander und zu den 
Verwaltungsbehörden. 
$. 36. 

Die Gerichte unter einander, ſowie die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
haben 


Be are BE 2 


a a e 


haben ſich bei Erledigung der ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts 
gegenſeitige Unterſtützung zu leiſten. i 


3. Qualifikation und Ernennung der Juſtizbeamten. 
$. 37. 


99 Wer zur Laufbahn als Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt zugelaſſen 
ſein will, pa die i een u erfüllen, welche in den älteren Provinzen zur 
Ablegung der erſten juriſtiſchen Prüfung vorgeſchrieben ſind, und nach den dort 
beſtehenden Vorſchriften diefe Prüfung zu beſtehen. 
Br: Der in der erſten Prüfung Beſtandene wird von dem Präſidenten des 
95 e 9 0 Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet. Er hat 
ſodann zu ferner praktiſchen Vorbereitung bei einem Amts⸗ und Kreisgerichte, bei 
einem Rechtsanwalt, bei der Staatsanwaltſchaft und bei dem Appellationsgerichte 
insgeſammt vier Jahre zu arbeiten. Die näheren Beſtimmungen über die Art 
und Dauer der Beſchäftigung bei den einzelnen Behörden werden von dem 
Juſtizminiſter erlaſſen. 
Referendarien können die Funktionen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen 
und in den letzten Jahren der Vorbereitungszeit nach beſcheinigter Tüchtigkeit von 
dem Juſtizminiſter mit der zeitweiſen Funktion eines Hülfsrichters bei den Kreis⸗ 
und Amtsgerichten, oder eines Gehülfen der Staatsanwaltſchaft beauftragt, auch 
zur Vertretung eines Rechtsanwalts verſtattet werden. 
a Nach der Vorbereitungszeit wird der Referendarius auf Grund der über 
ſeinen Fleiß und ſeine praktiſche Tüchtigkeit beigebrachten Zeugniſſe von dem Juſtiz⸗ 
miniſter zur großen Staatsprüfung zugelaſſen. Für dieſelbe werden die Vor⸗ 
ſchriften, welche in den älteren Provinzen für die dritte juriſtiſche Prüfung er⸗ 
gangen ſind, zum Maaßſtabe genommen. 
5 Referendarien, welche die große Staatsprüfung beſtanden haben, werden 
bis zu ihrer anderweiten Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt und dem Direktor 
eines Kreisgerichts zur unentgeltlichen Beſchäftigung bei omi e und bei den 
Amtsgerichten feines Sprengels überwieſen. Die Verleihung des vollen Stimm- 
rechts an ſolche Gerichtsaſſeſſoren und bei Amtsgerichten die Anweiſung eines be⸗ 
ſtimmten ſelbſtſtändigen Geſchäftskreiſes bang! von der Genehmigung des Juſtiz⸗ 
miniſters ab. Bei den Kreisgerichten darf die Zahl der unbeſoldeten Mitglieder 
mit vollem Stimmrecht nie die Hälfte der etatsmäßigen Richter erreichen. 


$. 38. 

Ziaur Bekleidung jeder Richter, Staatsanwalts⸗ und Rechtsanwaltsſtelle ift 
die Ablegung der großen Staatsprüfung erforderlich. Dieſe Beſtimmung findet 
aauf die bei den aufgehobenen Gerichten angeftellten Richter und auf diejenigen Be- 
amten, welche die Befähigung zum Richteramt durch Zurücklegung der vorge- 
RR e Prüfung nach den bisherigen Vorſchriften erlangt haben, keine An⸗ 
wendung. 

Š Im Uebrigen bewendet es bei den Beſtimmungen der $$. 1. und 2. der 
Jahrgang 1867. (Nr. 6712) 142 Ver⸗ 


Se EE ERA T ASE EN 


Verordnung vom 8. Februar 1867. (Geſetz-Samml. S. 209.), betreffend die 
Anſtellung der Juſtizbeamten in den neu erworbenen Landestheilen. ; 


$. 39. 


Die Präſidenten, Direktoren und Räthe der richterlichen Kollegien, ſowie 
die Ober- Staatsanwalte und Staatsanwalte werden von Uns, die Kreis- und 
Amtsrichter, die Gehülfen der Staatsanwaltſchaft, die Rechtsanwalte und Notare, 
ſowie die Gerichtsaſſeſſoren in Unſerem Namen durch den Juſtizminiſter ernannt. 


VI. Uebergangs⸗ und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


$. 40. ; 


Bei dem Uebergange der bisherigen Privatgerichtsbarkeit an den Staat 
werden den Staatsbehörden die vorhandenen Geſchäftsutenſilien der bisherigen 
Gerichtsbehörden, foweit fie für die neuen Gerichtsbehörden erforderlich find, gegen 
Erſtattung des Werthes mit übergeben. Auch iſt der Staat berechtigt, vorhan⸗ 
dene beſondere Gerichtsgebäude und Gerichtsgefängniſſe, wenn davon für Zwecke 
der Juſtizverwaltung Gebrauch gemacht werden ſoll, ferner zu benutzen; er über⸗ 
nimmt jedoch in dieſem Falle die Verpflichtung zu ihrer Inſtandhaltung und hat 
die Lokalien den Eigenthümern zurückzugeben, ſobald für das Bedürfniß ander⸗ 
weitig geſorgt iſt, bis dahin aber eine billige Entſchädigung für die Benutzung 
zu gewähren. g . 3 

$. 41. 


Die bis zum Tage des Ueberganges bereits erwachſenen Kriminal- und 
polizeigerichtlichen Koſten find von den bis dahin Verpflichteten zu tragen, vom 
Tage des Ueberganges an aber aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. 0 


$. 42. 


Die am Tage des Ueberganges bereits verdienten, aber Pi rückſtändigen 
Sporteln verbleiben den bisher Berechtigten, doch haben dieſelben binnen vierzehn 
Tagen nach dem Uebergange, bei Verluſt ihrer Anſprüche, ein vollſtändiges Ber- 
zeichniß der rückſtändigen, bereits verdienten Sporteln den betreffenden neuen Ge⸗ 
richten zu übergeben. 


9. 43. 


Die bei den aufgehobenen Königlichen Gerichten lebenslänglich angeſtellten 
und in Folge Det Verordnung disponibel werdenden Beamten find mit Bei⸗ 
11 59 ihres Ranges und Einkommens anderweit anzuſtellen. Dabei müſſen 
ſich der Präſident und die Räthe des Ober⸗Appellationsgerichts in Kiel, inſofern fie 
nicht in einem Richteramte bei dem oberſten Gerichtshofe (§. 27.) verwendet werden, 
die Verleihung eines Richteramts bei einem Appellationsgerichte, der Präſident 
und die Räthe des Appellationsgerichts in Flensburg und der Direktor 9 c 5 
er ; Rathe 


a e 


Räthe der Holſteinſchen Ober-Dikaſterien die Verleihung eines Richteramts bei 

einem Appellationsgerichte oder als Direktor eines Kreisgerichts, alle übrigen bei 
den aufgehobenen Königlichen Gerichten angeſtellten Richter die Anſtellung als 
Kreis- oder Amtsrichter gefallen laffen. 

Inſoweit das Einkommen nicht in einem feſten Gehalt, ſondern in Ge- 
bühren oder anderen Nutzungen beſtanden hat, ift daſſelbe nach dem nachweislichen 
Diurchſchnitt der drei Jahre vom 1. Juli 1864. bis 1. Juli 1867. unter Ab- 
rechnung der von den Beamten daraus beſtrittenen Ausgaben feſtzuſetzen. 


§. 44. 


= Die bei den aufgehobenen Patrimonialgerichten disponibel werdenden vichter- 
llichen Beamten find, wenn fie lebenslänglich angeſtellt und ihre Anſtellungs⸗Ur⸗ 
kunden nicht unter dem Vorbehalte beſtätigt waren, daß ſie im Falle der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit keinen ee auf Ent⸗ 
ſchädigung haben, mit ihrem bisherigen, nach $. 43. zu berechnenden Einkommen 
bei den Gerichtsbehörden wieder anzuſtellen. 


$. 45. 


5 Beamte, welche als Privatrichter und zugleich in der Staats- oder Ge- 
meindeverwaltung lebenslänglich und ohne Vorbehalt angeſtellt waren, find ver- 
pflichtet, in ein Richteramt einzutreten. Sie behalten in dieſem Falle ihr ganzes 
bisheriges Einkommen, bei deſſen Berechnung der $. 43. maaßgebend iſt. older 
ſie der Berufung in em Richteramt nicht, ſo iſt der Staat zu einer weiteren Ent⸗ 
ſchädigung nicht verpflichtet. Werden fie dagegen in ein Richteramt nicht über- 
nommen, ſondern im Verwaltungsdienſte beleſſen und weiſen ſie nach, daß ihnen 
durch die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit ein Theil ihrer Einnahme entzogen 
wird, ſo ſoll ihnen hierfür eine angemeſſene Entſchädigung gewährt werden. 


$. 46. 


Auf die neue Anſtellung derjenigen Privatrichter, welche nicht lebenslänglich 
angeſtellt geweſen find, oder bei deren früherer Anftellung der im $, 44. bemerkte 
Vorbehalt gemacht worden ift, fol nach Maaßgabe ihrer Befähigung und fo 
weit ſich dazu geeignete Gelegenheit bietet, möglichſt Bedacht genommen werden. 


F. 47. 


; Beamte, welche bei Pouar bisher lebenslänglich und ohne Bor- 
behalt, jedoch nicht als Richter angeſtellt geweſen ſind, werden im Büreau⸗ oder 
Anterbeamtendienſt angeſtellt, können aber, wenn fie die Befähigung zum Richter⸗ 
amt durch Zurücklegung der vorgeſchriebenen Prüfung erlangt haben, auch als 
Richter angenommen werden. ie erhalten ein nach den Etatsverhältniſſen der 
neuen Gerichte zu beſtimmendes Einkommen. 
BR Waren fe bisher nicht lebenslänglich oder nur mit Vorbehalt maen 
ſo ſollen fie, ſofern die Anſtellungsfähigkeit von ihnen nachgewieſen wird, als 
Exſpektanten für geeignete Aemter notirt werden. i 

(Ir. 6712.) 142* $. 48. 


104 — 


de, 


Den bei den neu eingerichteten Gerichten angeſtellten bisherigen Privat⸗ 
gerichtsbeamten wird ihre frühere Dienftzeit bei künftig erfolgender Penſtontt un 
nach 1 7 der Beſtimmungen des Penſionsreglements vom 30, April 1825. 
angerechnet. er 
Ale mit firietem Gehalte wieder angeftellte Privat - Juftigbeamte find, 
wenn fie bisher noch nicht penfionsberechtigt waren, bei ihrem Eintritt in den 
unmittelbaren Staatsdienſt dem Zwölftel⸗Penſionsabzuge unterworfen. i 


. 49. 


Diejenigen, welche noch nicht als Richter angeſtellt ſind, aber die Befähi⸗ 
gung zum Richteramte durch Zurücklegung der bisher vorgeſchriebenen Prüfung 
ereits Aa haben oder bis zum 1. Januar 1868. noch erlangen, bis wohin 
ſolches den Kandidaten geſtattet ſein ſoll, werden als Gerichtsaſſeſſoren verpflichtet 
und nach Maaßgabe des F. 37. beſchäftigt. 


F. 50. | 


Die bereits angeftellten Untergerichts⸗Advokaten find zur Praxis bei ſämmt⸗ 
lichen Kreis- und Amtsgerichten in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein 
befugt, desgleichen erhalten die bereits angeftellten Ober- und Landgerichts und 
Appellationsgerichts Advokaten die Befugniß zur Praxis bei dem Appellations⸗ 
gerichte und ſämmtlichen Kreis- und Amtsgerichten. „ 

Ignſofern den Advokaten jedoch durch dieſe Beſtimmung eine örtliche Cr- 
weiterung ihres bisherigen e eingeräumt wird, dürfen ſie den Par⸗ 
teien Reiſekoſten und Diäten nicht in Rechnung ſtellen. i 
Eine Veränderung ihres bisherigen Wohnortes fann nur mit Genehmigung 
des Nd e erfolgen. l ; 3 
ie bereits 1 1 5 Notare behalten auch fernerhin die Befugniß, ihre 
amtliche Thätigkeit in dem ganzen Umfange der Herzogthümer Schleswig und 
Holſtein auszuüben. Bi 


| $. 51. I 
Alle dieſer Verordnung entgegenftehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 


9.52 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. September 1867. in Kraft. 
Der SS itiminiker ift mit Ausführung derſelben beauftragt und hat die 


Gerichtsbehörden mit der e weiteren Anweiſung zu verſehen. Ins⸗ 


beſondere ift er ermächtigt, durch ein Regulativ den Gefchäftsgang bei den Ge- 
richten zu ordnen, auch Au beſtimmen, welche Angelegenheiten bei den Kollegien 


im Plenum zu erledigen und wie die Geſchäfte unter die Senate und Abthei⸗ 
lungen zu vertheilen id i 
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Wo die Ausführung der Verordnung wegen beſonderer Bedenken oder 
örtlicher Hinderniſſe bis zum 1. September nicht möglich ſein ſollte, iſt von dem 

Juſtizminiſter der hierdurch nothwendig werdende ſpätere Zeitpunkt zu beſtimmen 

und öffentlich bekannt zu machen. 
= Die zur Zeit beſtehenden Behörden (F. 13.) bleiben bis zur Einſetzung der 

neuen Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 

5 Die bei den aufgehobenen Gerichten anhängigen Sachen ſind nach einer 
von dem Juſtizminiſter zu erlaſſenden Inſtruktion an die zuſtändigen neuen Ge- 
richte abzugeben. 

1 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 26. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6713.) Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Kurfürſtenthum 
Heſſen und den vormals Königlich Bayeriſchen Gebietstheilen mit Aus⸗ 
ſchluß der Enklave Kaulsdorf. Vom 26. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 

verordnen für das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heffen und der Kö⸗ 

niglich Bayeriſchen Gebietstheile, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


L Organiſation der Gerichte. 


SL 
Die Gerichtsbarkeit wird ausgeübt: 
1) durch Amtsgerichte und kollegialiſch eingerichtete Kreisgerichte , 
2) durch ein Appellationsgericht / ; 
3) durch den oberſten Gerichtshof. 


§. 2. 

AZBlaur gütlichen Schlichtung ſtreitiger Rechtsangelegenheiten kann das Inſtitut 
der Schiedsmänner im Wege der Aue ewe ung ibn werden. 
(Nr. 6712—6713.) $. 3. 


are 


a 
Die beſtehenden Gerichtsbehörden werden aufgehoben. 


1. Amts- und Kreisgerichte. 
H. 4. 


Die Amtsgerichte werden mit einem oder mehreren Amtsrichtern und mit 
den erforderlichen Bürenu- und Unterbeamten beſetzt. 


$. 5. 
Die Amtsgerichte find zuständig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: a 
1) HR die Verhandlung und Entſcheidung aller Rechtsſtreitigkeiten, 
eren Gegenſtand an Geld oder Geldeswerth die Summe von Ein⸗ 
hundert Thalern nicht überſteigt; ſowie außerdem, ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes, für die Verhandlung und 
Entſcheidung der Beſitzſtreitigkeiten, der Streitigkeiten über Altentheile 
(Auszüge), über Anſprüche aus einem unehelichen Beiſchlaf, der 
Streitigkeiten zwiſchen Dienſtboten und Dienſtherren, die aus dem 
Dienſtverhältniſſe entſpringen, und der Streitigkeiten über Ein⸗ 
räumung oder Verlaſſung einer Wohnung zwiſchen Miether und 
Vermiether l ; 
für die Behandlung der Konkurſe, mit Ausſchluß der Entſcheidung 
ſolcher einzelner Rechtsſtreitigkeiten, welche mit Rückſicht auf Nr. 1. 


die Zuständigkeit des Einzelrichters überſchreiten und für den Erlaß 


einſtweiliger Verfügungen, insbeſondere für die Anlegung von 

Arreſten u. f. w.) Be: 

3) für die geſammte nichtſtreitige Gerichtsbarkeit, mit Einſchluß des 

Vormundſchaftsweſens; 

U. in Strafſachen für die Beſorgung der in der Straf rozeßordnung und 

anderen Geſetzen den Einzelrichtern überwieſenen Geſchäfte ; a 1 

III. für die Aufnahme von Klagen, Geſuchen, Anträgen und Erklärungen 

jeder Art, welche Eingeſeſſene des Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten 

zum Protokoll geben wollen, und die Weiterbeförderung derſelben an die 
zuſtändige Gerichtsbehörde ); ; | 


IV. für die Erledigung von Aufträgen der vorgeſetzten Kollegialgerichte. 


$. 6. 
Die Amtsrichter handeln und entſcheiden als Einzelrichter. 


Sind 


| ne | 
Sind bei einem Amtsgerichte mehrere Amtsrichter angeftellt, fo können die 
Geſchäfte unter ihnen entweder nach Gattungen oder nach örtlich abgegrenzten 


Diſtrikten vertheilt werden. 


. 

Faiüur diejenigen Amtsgerichte, bei denen nur Ein Amtsrichter angeſtellt ift, 
wird im Voraus ein benachbartes Amtsgericht zur Vertretung in Behinderungs⸗ 
fällen beſtimmt. ; 

Mehrere bei einem Amtsgerichte angeſtellte Amtsrichter vertreten fich 
gegenſeitig. 


F. 8. 

\ Der Gerichtsſtand der Amtsrichter ift der ordentliche, doch tritt in den, 

einen Amtsrichter perſönlich betreffenden Rechtsſachen ein im Voraus zu beſtim⸗ 
mendes benachbartes Amtsgericht ein. 


8 
Die Kreisgerichte beſtehen aus einem Direktor und der erforderlichen Zahl 
von Mitgliedern, nebſt den entſprechenden Büren und Unterbeamten. 


| $. 10. 
Die Kreisgerichte find zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 
1) für die Verhandlung und Entſcheidung aller bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten erſter Inſtanz, welche nicht vor die Amtsgerichte gehören; 
2) für die Verhandlung und Entſcheidung zweiter Inſtanz auf das 
Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Amtsgerichte / 
3) für die Ertheilung von Großjährigkeits⸗Erklärungen, 
für die Beſtätigung der Annahme an Kindesſtatt , 
für die Erlaſſung der Proklame: 
a) wegen Mortifikation von Urkunden, 
b) wegen Todeserklärung Verſchollener, 
ohne daß es in dieſen Fällen der Genehmigung einer höheren Be- 
hörde ferner bedarf 
für das Verfahren bei Blödſinnigkeits⸗, Wahnſinnigkeits⸗ und 
Prodigalitäts⸗Erklärungen, i 
für die Führung der im Handelsgeſetzbuch den Handelsgerichten 
überwieſenen cgiſter fo lange Handelsgerichte noch nicht ein- 
gerichtet find; 
II. in Strafſachen für die Erledigung der in der Strafprozeßordnung den 
Kollegialgerichten erſter Inſtanz zugewieſenen Geſchäfte. u 
(Nr. 6718.) AR 


9 11 


Die Kreisgerichte können in verſchiedene Abtheilungen getheilt werden. 
Zur Beſchlußnahme und Entſcheidung genügt die Theilnahme von drei Mitglie⸗ 
dern, einſchließlich des Vorſitzenden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt ift. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. ö 


f $. 12. 
Wenn ein dringendes Bedürfniß es erfordert, kann der Juſtizminiſter an⸗ 
ordnen, daß an einem der Sitze der Amtsgerichte drei Richter von Zeit zu Zeit 


zuſammentreten, um gewiſſe kollegialiſche Angelegenheiten an Stelle des Kreis⸗ 
gerichts zu verhandeln und zu entſcheiden. 


2. Appellationsgericht. 
§. 13. ; 
Das Appellationsgericht beſteht aus einem Präſidenten und der erforder- 
lichen Anzahl von Räthen. Richterliche Beamte, welche nicht etatsmäßige Räthe 
des Gerichts ſind, können bei demſelben nur vorübergehend zur Aushülfe oder 
zur Stellvertretung beſchäftigt werden. i ed 
Wenn bei dem Appellationsgerichte außer dem Erſten Präſidenten zehn oder 
mehr Rathe fungiren, kann ein Vizepräſident angeſtellt werden. Dem Appellations⸗ 
gerichte wird das entſprechende Büreau-⸗ und Unterbeamtenperſonal zugetheilt, 


$. 14. 
Das Appellationsgericht iſt zuſtändig: 
J. in bürgerlichen Rechtsſachen: 3 
1) für die Verhandlung und Entfcheidung 90 das Rechtsmittel der 


ppellation gegen Erkenntniſſe der Kreis- und Amtsgerichte und auf 
das Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Kreisgerichte; 


2) für die Entſcheidung auf Beſchwerden über Verfügungen und Ber I 
ſchlüſſe der Kreis- und Amtsgerichte in allen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten; i 

II. in Strafſachen, foweit die Strafprozeßordnung dies beſtimmt ; 
III. zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts: 5 

1) wenn ein poſitiver oder negativer Kompetenzkonflikt zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Kreis- oder Amtsgerichten befteht; * 

2) wenn das zuftändige Kreis⸗ oder Amtsgericht verhindert ift, ſich der 
Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen ; E \ 

3) wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtimmen ift; Iv. 8 

i ür; 


AV. für Familienfideikommiß⸗ und Familienſtiftungsſachen, ſoweit dieſelben = 
bisher zur Zuſtändigkeit der Gerichte gehört haben o 
V. für alle Angelegenheiten der Juſtiz⸗Aufſicht und Verwaltung des Bezirks, 
insbeſondere für Juſtizviſitationen, Disziplinar⸗ und Anſtellungsſachen, 
und zwar in demſelben Umfange, in welchem die Appellationsgerichte der 
älteren Provinzen zuſtändig ſind. 3 
; $. 15. | 
Das Appellationsgericht kann nach Bedürfniß in mehrere Senate getheilt 
werden. Zur Beſchlußnahme und Entſcheidung iſt die Theilnahme von fünf 
Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


3. Oberſter Gerichts hof. n 
6. 
Ueber die Errichtung des oberſten Gerichtshofes ergeht eine beſondere Ver⸗ 


> 


ordnung, welche zugleich Die Zuſtändigkeit deſſelben regelt. 


4. Sta ats anwaltſchaft. 
Bei dem Appellationsgerichte wird ein Ober⸗Staatsanwalt, bei jedem Kreis- 
gerichte ein Staatsanwalt nebſt dem erforderlichen Hülfsperſonal angeſtellt. 


5: Rechtsanwalte und Notare. 
ii Bun 
Die Anwalte, welche den Amtskarakter „Rechtsanwalt annehmen, werden 
fortan nur mit der Berechtigung zur Praxis bei dem Appellationsgerichte oder 
einem beſtimmten Kreisgerichte und den in deſſen Sprengel belegenen Bezirks⸗ 
jerichten unter Anweiſung eines beſtimmten Wohnſtzes angeſtellt. 3 


a 55 $. 19. | Fsm 
Die Verordnung vom 21. Juli 1843. e 295.) über die 
Befugniß der Rechtsanwalte zur Anfertigung und Legaliſirung von Rechtsſchriften 
ohne Einſchränkung auf einen beſtimmten Gerichtsbezirk findet auch im Geltungs⸗ 

ereich dieſer Verordnung Anwendung. | 
m | Pga 20 t | 
Diäer Juſtizminiſter iſt ermächtigt, wo ſich dazu ein Bedürfniß herausſtellt, 
Jahrgang 1867. (Nr. 6713.) : ' 143 ; den 
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den Rechtsanwalten auch die Ausübung des Notariat im Bezirke des Appellations- 
gerichts zu übertragen. 
§. 21. 


In Betreff der Disziplin und Aufſicht über die Rechtsanwalte und No⸗ 
tare kommen die im ee en der Verordnung vom 2. Januar 1849. 
(Geſetz Samml. S. 2.) beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 


6. Gerichts-Koſten und Gebühren. 


$. 22. 


Ueber den Anſatz und die 1 der Gerichts-Koſten und Gebühren, fo- 
wie der Gebühren der Rechtsanwalte und Notare, wird eine beſondere Verordnung 
ergehen. 


II. Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Gerichtsſtand. 


§. 23. 
Die akademiſche Gerichtsbarkeit der Univerſität Marburg wird aufgehoben, 
ſoweit ſie nicht in einer Disziplinarſtrafgewalt über die Studirenden beſteht. Die 
näheren Beſtimmungen hierüber bleiben vorbehalten. ; 


$. 24. 


Die in den vormals Königlich Bayeriſchen Gebietstheilen beſtehende geift- 
liche Gerichtsbarkeit wird in weltlichen Angelegenheiten, namentlich auch in Pro— 
zeſſen über die civilrechtliche Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe, 
aufgegeben, Alle ſolche Rechtsangelegenheiten gehören vor die ordentlichen 

erichte. j ; 


$. 25. 
Die Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt (Adoption und Arro⸗ 


gation) gehört fortan vor das ordentliche Gericht des Annehmenden.  Unfere 


enehmigung dazu iſt nur in den Fällen erforderlich, in denen dies für das 
Gebiet des Allgemeinen Landrechts vorgeſchrieben iſt. 

Großjährigkeits Erklärungen, ſowie Dispenſationsgeſuche der Kinder von 

Beibringung des Heirathskonſenſes ihrer abweſenden oder verſchollenen Eltern, und 


der zur Vormünderin beſtellten Mutter oder des zur zweiten Ehe ſchreitenden l \ 


Vaters von der Aufſtellung eines förmlichen gerichtlichen Inventars, erfolgen 
durch die ordentlichen Gerichte . 
i $. 26. 


$. 26. 


Die in den älteren Provinzen des Staates beſtehenden Vorſchriften über 
den allgemeinen Gerichtsſtand der Mitglieder des Königlichen Hauſes und der 
Hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer, ſowie der Häupter und Mitglieder der vormals 
reichsſtändiſchen Familien, finden auch im Geltungsbereiche dieſer Verordnung 
Anwendung. - ; 


2. Aufſicht und Beſchwerden. 


F. 27. 

Die Aufſicht über die Amtsgerichte wird von dem Direktor des Kreis⸗ 
gerichts, in deſſen Sprengel dieſelben liegen, in höherer Inſtanz von dem Appel⸗ 
lationsgerichte, die Aufſicht über die Kreisgerichte von dem Appellationsgerichte, 
die Aufſicht über ſämmtliche Gerichte von dem Juſtizminiſter ausgeübt. 


$. 28. 
Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerun⸗ 
155 betreffen, ſind hinſichtlich aller Rechtsangelegenheiten im Aufſichtswege zu 
erledigen. : 


3. Verhältniß der Gerichte unter einander und zu den Ber- 
waltungs behörden. 


F. 29. 


Die Gerichte unter einander, ſowie die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
haben ſich bei Erledigung der ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts 
gegenſeitige Unterſtützung zu leiſten. 


4. Qualifikation und Ernennung der Juſtizbeamken. 
F. 30. 

Wer zur Laufbahn als Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt zugelaſſen 
fein will, hat die Bedingungen zu erfüllen, welche in den älteren Provinzen zur 
Aublegung der erſten juriſtiſchen Prüfung vorgeſchrieben find, und nach den dort 

beſtehenden Vorſchriften dieſe Prüfung zu beſtehen. ö 
Der in der erſten Prüfung Beſtandene wird von dem Präſidenten des 
Appellationsgerichts zum Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet. Er hat 
ſodann zu feiner praktiſchen Vorbereitung bei einem Amts- und Kreisgerichte, bei 
einem Rechtsanwalt, bei der Staatsanwaltſchaft und bei dem Appellationsgerichte 
insgeſammt vier Jahre zu arbeiten. Die näheren Beſtimmungen über die Art 
(Nr. 6713.) 43* und 


gm 


und Dauer der Beſchäftigung bei den einzelnen Behörden werden von dem Juſtiz⸗ 


miniſter erlaſſen. a | 
Referendarien können die Funktionen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen 
und in den letzten Jahren der Vorbereitungszeit noch bei beſcheinigter Tüchtigkeit 


von dem Juſtizminiſter mit der zeitweiſen Funktion eines Hülfsrichters bei den 


Kreis⸗ und Amtsgerichten, oder eines Gehülfen der Staatsanwaltſchaft beauf⸗ 
tragt, auch zur Vertretung eines Rechtsanwalts verſtattet werden. i 


Nach der Vorbereitungszeit wird der Referendarius auf Grund der über 


ſeinen Fleiß und ſeine praktiſche Tüchtigkeit beigebrachten Zeugniſſe von dem 
Juſtizminiſter zur großen Staatsprüfung zugelaſſen. Für dieſelbe werden die 
Vorſchriften, welche in den älteren Provinzen für die dritte juriſtiſche Prüfung 
ergangen ſind, zum Maaßſtabe genommen. ; 

Referendarien, welche die große ek beſtanden haben, werden 


bis zu ihrer anderweiten Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt und dem Direktor 


eines Kreisgerichts zur unentgeltlichen Beſchäftigung bei demſelben und bei den 
Amtsgerichten ſeines Sprengels überwieſen. Die Verleihung des vollen Stimm⸗ 
rechts an ſolche Gerichtsaſſeſſoren und bei Amtsgerichten die Anweiſung eines 
beſtimmten ſelbſtſtändigen Geſchäftskreiſes hängt von der Genehmigung des Juſtiz⸗ 
miniſters ab. Bei den Kreisgerichten darf die Zahl der unbeſoldeten Mitglieder 
mit vollem Stimmrecht nie die Hälfte der etatsmäßigen Richter erreichen. 


$. 31. 


Zur Bekleidung jeder Richter-, Staatsanwalts⸗ und Rechtsanwaltsſtelle 
iſt die Ablegung der großen Staatsprüfung erforderlich. Dieſe Beſtimmung 
findet auf die bei den aufgehobenen Gerichten angeſtellten Richter und auf die⸗ 
jenigen Beamten, welche nach den bisherigen Vorſchriften zur Bekleidung eines 
Richteramts für qualifizirt erklärt ſind, keine Anwendung. i 


Im Uebrigen bewendet es bei den Beſtimmungen der §§. 1. und 2, der 


Verordnung vom 8. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 209.), betreffend die 
Anſtellung der Juſtizbeamten in den neu erworbenen Landestheilen. 8 


H. 32. 


Die Präſidenten, Direktoren und Räthe der richterlichen Kollegien, ſowie 


die Ober⸗Staatsanwalte und Staatsanwalte werden von Uns, die Kreis- und 
Amtsrichter, die Gehülfen der Staatsanwaltſchaft, die Rechtsanwalte und Notare, 
ſowie die Gerichtsaſſeſſoren in Unſerem Namen durch den Juſtizminiſter ernannt. 


III. Uebergangs⸗ und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


F. 33. 


Die bei den aufgehobenen Gerichten oor angeſtellten und in Folge 
dieſer Verordnung disponibel werdenden Beamten ſin 


Ranges und Einkommens anderweit anzustellen. Dabei müſſen fich der Präſident 
und 


mit Beibehaltung ihres l 


U > 


und die Rathe des Ober⸗Appellationsgerichts in Kaſſel, inſofern fie nicht in einem 
Richteramte bei dem oberſten Gerichtshofe ($. 16.) verwendet werden, die Ver⸗ 
leihung eines Richteramts bei einem Appellationsgerichte, die Direktoren und Räthe 
der Obergerichte die Verleihung eines Richteramts bei einem Appellationsgerichte 
oder Kreisgerichte, alle übrigen bei den aufgehobenen Gerichten angeſtellten Richter 
die Anſtellung als Kreis- oder Amtsrichter gefallen laffen. 


§. 34. 


; Diejenigen, welche noch nicht als Richter angeftellt, aber nach Den bisheri- 
gen Vorſchriften zur Bekleidung eines Richteramts für qualifizirt bereits erklärt 
worden ſind oder bis zum 1. Januar 1868. noch erklärt werden, bis wohin ſolche 
Erklärungen durch den Juſtizminiſter follen erfolgen können, werden als Gerichts- 
aſſeſſoren verpflichtet und nach Maaßgabe des F. 30. beſchäftigt. 
Vorbereitungsdiener, welche bis zu dieſem Termine nicht für qualiftzirt 
erklärt worden ſind, werden nach näherer Beſtimmung des Juſtizminiſters, ihrer 
bisherigen Ausbildung entſprechend, als Referendarien beſchäftigt. 3 
$. 35. 
Pe Die vorhandenen Anwalte find zur Praxis bei ſämmtlichen Kreis- und 
Amtsgerichten in dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen und den vormals Kö⸗ 
niglich Bayeriſchen Gebietstheilen, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, befugt, 
desgleichen erhalten die bei dem Ober⸗Appellationsgerichte in Kaſſel und bei den 
Obergerichten angeſtellten Anwalte die Befugniß zur Praxis bei dem Appellations⸗ 
gerichte und ſämmtlichen Kreis- und Amtsgerichten. ; 
z Inſofern den Anwalten jedoch durch dieſe Beſtimmung eine örtliche Cr- 
weiterung ihres bisherigen Wirkungskreiſes eingeräumt wird, dürfen ſie den Par⸗ 
teien Reiſekoſten und Diäten nicht in Rechnung ſtellen. Eine Veränderung ihres 
bisherigen Wohnorts kann nur mit Genehmigung des Juſtizminiſters erfolgen. 
x 2 * 


$. 36. N 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 


$. 37. : 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. September 1867. in Kraft. 
8 Der Juſtizminiſter iſt mit Ausführung derſelben beauftragt und hat die 
Gerichtsbehörden mit der erforderlichen weiteren Anweiſung zu verſehen. Ins⸗ 
beſondere ift er ermächtigt, durch ein Regulativ den Geſchäftsgang bei den Ge- 
richten zu ordnen, auch zu beſtimmen, welche Angelegenheiten bei den Kollegien 
im Plenum zu erledigen und wie die Geſchäfte unter die Senate und Abthei⸗ 
lungen zu vertheilen ſind. ; 24 
5 Wo die Ausführung der Verordnung wegen beſonderer Bedenken oder N 
örtlicher Hinderniſſe bis zum 1. September nicht möglich ſein ſollte, iſt von dem ; 
Jauſtizminiſter der hierdurch nothwendig werdende ſpätere Zeitpunkt zu beſtimmen 
und öffentlich bekannt zu machen. . 
r 67186714) Die 
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Die zur Zeit beſtehenden Beh rden ($. 3) Raben bis zur einen dr 
neuen Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 3 
; Die bei den aufgehobenen Gerichten anhängigen Shen find nach einer 
von dem Juſtizminiſter zu erlaſſenden 1 an die zuſtändigen neuen Ge⸗ 
richte abzugeben. 


Urkundlich unter Unferer. Höchſteigenhändigen e und Sign 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Juni 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6714.) Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Herzogthum 


Naſſau und den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen mit — 


Ausſchluß des Oberamtsbezirks Meiſenheim. Vom 26. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet des vormaligen H See 10 55 Naſſau und der Voice 


Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, mit Auch uß des Oberamtsbezirks Meiſen 
dein f den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: ; 


J. Organiſation der Gerichte. 


$. 1. 
Die Gerichtsbarkeit wird ausgeübt: 
1) durch Amtsgerichte und kollegialiſch eingerichtete Kreisgerichte, 
2 durch ein Appellationsgericht, 
3) durch den oberſten Gerichtshof. 


§. 2. 
Zur gütlichen Schlichtung ſtreitiger Rechtsangelegenheiten kann das dere i 
a 5 im Wege der Juſtizverwaltung eingeführt werden. s 5 
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Die beſtehenden Gerichtsbehörden mit Einſchluß der Land-Oberſchultheiße— 
reien werden aufgehoben. 

Den Feldgerichten, Bürgermeiſtern und Ortsgerichten verbleibt die ihnen 
übertragene Mitwirkung in Rechtsſachen. 

An der Zuſtändigkeit der Rheinzollgerichte wird nichts geändert. 


1. Amts- und Kreisgerichte. 


§. 4. 


Die Amtsgerichte werden mit einem oder mehreren Amtsrichtern und mit 
den erforderlichen Büreau- und Unterbeamten beſetzt. 


` Die Amtsgerichte find zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 


1) für die Verhandlung und Entſcheidung aller Rechtsſtreitigkeiten, 
deren Gegenſtand an Geld oder Geldeswerth die Summe von Ein- 
hundert Thalern nicht überfteigt; ſowie außerdem, ohne Rückſicht auf 
den Werth des Streitgegenſtandes, für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der Beſitzſtreitigkeiten, der Streitigkeiten über Altentheile 
(Aushalte), über Anſprüche aus einem unehelichen Beiſchlaf, der 

Streitigkeiten zwiſchen Dienſtboten und Dienſtherren, die aus dem 
Dienſtverhältniſſe entſpringen, und der Streitigkeiten über Einräu⸗ 
mung oder Verlaſſung einer Wohnung zwiſchen Miether und Ber- 
miether 


2) für die Behandlung der Konkurſe, mit Ausſchluß der Entſcheidung 

ſolcher einzelnen Rechtsſtreitigkeiten, welche mit Rückſicht auf Nr. 1. 
| die Zuſtändigkeit des Einzelrichters überſchreiten, und für den Erlaß 
= ; einſtweiliger Verfügungen, insbeſondere für die Anlegung von 
; Arreſten u. f. w., 


3) für die geſammte nicht ſtreitige Gerichtsbarkeit, insbeſondere für die 
Mitwirkung bei Beurkundungen, bei dem Stockbuch- (Grundbuch-) 
und Hypothekenweſen in demſelben Umfange, wie ſolche bisher von 
den Aemtern, Landgerichten und Land-Oberſchultheißereien ausgeübt 
wurde, ſowie für die Anordnung und Leitung der Vormundſchaften, 
Kuratelen und ſonſtigen gerichtlichen Verwaltungen, vorbehaltlich der 
in dem F. 10. Nr. I. 3. beſtimmten Ausnahmen; 


II. in Strafſachen für die Beſorgung der in der Strafprozeßordnung und 
anderen Geſetzen den Einzelrichtern überwieſenen Geſchäfte , 
Gr. 6714.) . III. für 


35 | 
III. für die Aufnahme von Klagen, Geſuchen, Anträgen und Erklärungen 
jeder Art, welche Eingeſeſſene des Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten 


zum Protokoll geben wollen, und die Weiterbeförderung derſelben an die 
zuſtändige Gerichtsbehörde ) | 


IV. für die Erledigung von Aufträgen der vorgeſetzten Kollegialgerichte. 


$. 6. 
Die Amtsrichter handeln und entſcheiden als Einzelrichter. ö 2 
Sind bei einem Amtsgerichte mehrere Amtsrichter angeſtellt, fo können die 
Geſchäfte unter ihnen entweder nach Gattungen oder nach örtlich abgegrenzten 
Diſtrikten vertheilt werden. 
. 


Für diejenigen Amtsgerichte, bei denen nur Ein Amtsrichter angeſtellt iſt, 
wird im Voraus ein benachbartes Amtsgericht zur Vertretung in Behinderungs⸗ 
fällen beſtimmt. 3 

Mehrere bei einem Amtsgerichte ‚angeftellte Amtsrichter vertreten ſich 
gegenſeitig. = 

H. 8. 


Der Gerichtsſtand der Amtsrichter ift der ordentliche; doch tritt in den 
einen Amtsrichter perſönlich betreffenden Rechtsſachen ein im Voraus zu beſtim⸗ 
mendes benachbartes Amtsgericht ein. 

§- 9. A z 7 
„Die Kreisgerichte beſtehen aus einem Direktor und der erforderlichen Zahl 
von Mitgliedern, nebſt den entſprechenden Büreau- und Unterbeamten. i 
F. 10. 
Die Kreisgerichte ſind zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 


1) für die Verhandlung und Entscheidung aller bürgerlichen Rechts⸗ 5 k 
ſtreitigkeiten erſter Inſtanz, welche nicht vor die Amtsgerichte 1 
gehören, ' 89 7 


2) für die ae de und Entſcheidung zweiter Inſtanz auf das | 
Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Amtsgerichte, 

3) für die Ertheilung von Großjährigkeits⸗Erklärungen, 1 
für die Beſtätigung der Annahme an Kindesſtatt und der 

Einkindſchaftsverträge, a 

für die Genehmigung zur Veräußerung unbeweglicher Güter der 2 

Pflegebefohlenen in den vom Geſetze einer Genehmigung des ober⸗ 

vormundſchaftlichen Kollegiums unterworfenen Fällen, . 

* ur 


1 gerichts zu verhandeln und zu entſcheiden. 


Jahrgang 1867. (Nr. 6714.) 
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für die Erlaſſung der Proklame: 
a) wegen Mortifikation von Urkunden, 
b) wegen Todeserklärung Verſchollener, 
ohne daß es in dieſen Fällen der Genehmigung einer höheren Be- 
hörde ferner bedarf, 
für das Verfahren bei Blödſinnigkeits-, Wahnſinnigkeits⸗ und 
Prodigalitäts⸗Erklärungen, 
für die Führung der im Handelsgeſetzbuche den Handelsgerichten 
überwieſenen Regiſter, ſo lange Handelsgerichte noch nicht ein⸗ 
gerichtet find; 


II. in Strafſachen für die Erledigung der in der Strafprozeßordnung den 
Kollegialgerichten erſter Inſtanz zugewieſenen Geſchäfte. 


. II 
Die Kreisgerichte können in verſchiedene Abtheilungen getheilt werden. Zur 


. Beſchlußnahme und Entſcheidung genügt die Theilnahme von drei Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorſitzenden, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt ift. Bei 


| l Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
$. 12. 
Wenn ein dringendes Bedürfniß es erfordert, kann der Juſtizminiſter ans 


| ordnen daß an einem der Sitze der e drei Richter von Zeit zu Zeit 
zuſammentreten, um gewiſſe kollegialiſche Angelegenheiten an Stelle des Kreis- 


2. Appellationsgericht. 


$. 13. n 
Das Appellationsgericht beſteht aus einem Präſidenten und der erforder⸗ 
lichen Anzahl von Räthen. Richterliche Beamte, welche nicht etatsmäßige Räthe 
des Gerichts ſind, können bei demſelben nur vorübergehend zur Aushülfe oder 
| au Stellvertretung beſchäftigt werden. 
1 Wenn bei Bert Appellationsgerichte außer dem Erſten Präſidenten zehn 
oder mehr Räthe fungiren, kann ein Vizepräſident angeftellt werden. 
Diem Appellationsgerichte wird das entſprechende Büreau⸗ und Unter- 
beamtenperſonal zugetheilt. 


§. 14. 
Das Appellationsgericht iſt zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 


1) für die Verhandlung und ee auf das Rechtsmittel 55 
| p⸗ 
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Appellation gegen Exkenntniffe der Kreis⸗ und Amtsgerichte und | 
auf das Rech 
gerichte, . 

2) für die Entſcheidung auf Beſchwerden über Verfügungen und Be 
ſchlüſſe der Kreis- und Amtsgerichte in allen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten; 

II. in Strafſachen, ſoweit die Strafprozeßordnung dies beftimmt;; 


III. zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts: | 
1) wenn ein poſitiver oder negativer Kompetenzkonflikt zwifchen ver 
ſchiedenen Kreis- oder Amtsgerichten beſteht, ä * 
2) wenn das zuſtändige Kreis- oder Amtsgericht verhindert ift, fh 
der Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen, a 

3) wenn ein gemeinfchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtimmen ift; 

IV. für alle Angelegenheiten der Juſtiz⸗Aufſicht und Verwaltung des Bezirks, 
insbeſondere für Juſtizviſitationen, Disziplinar⸗ und Anſtellungs ſachen, 
und zwar in demſelben Umfange, in welchem die Appellationsgerichte 
der älteren Provinzen zuſtändig ſind. N 

$. 15. A 
Das mu) kann nach Bedürfniß in mehrere Senate getheilt 
werden. Zur Beſchlußnahme und Entſcheidung iſt die Theilnahme von fünf 
Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. ee 

3. Oberſter Gerichtshof. 
§. 16. 8 pA ** 
Ueber die Errichtung des oberſten Gerichtshofes ergeht eine beſondere Ver 
ordnung, welche zugleich die Zuſtändigkeit deſſelben regelt. EN 
4. Staatsanwaltſchaft. 9 
9. 7. 1 
Bei dem Appellationsgerichte wird ein Ober⸗Staatsanwalt, bei jedem Kreis ⸗ 
gerichte ein Staatsanwalt nebſt dem erforderlichen Hülfsperſonal angeſtellt. 3 
5. Rechtsanwalte und Notare. 

$. 18. 


Die Prokuratoren und angeſtellten Advokaten, welche den u ; | 
„Rechts. 


tsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der Kreis⸗ 
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1 „Rechtsanwalt “ annehmen, werden fortan nur mit der Berechtigung zur Praxis 
bei dem Appellationsgerichte oder einem beſtimmten Kreisgerichte und den in Nie 

Sprengel belegenen Amtsgerichten unter Anweiſung eines beſtimmten Mohnfiges 

5 angeſtellt. ö 

ö 5 $. 19. 

Die Verordnung vom 21. Juli 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 295.) über die 

Befugniß der Rechtsanwalte zur Anfertigung und Legaliſirung von Rechtsſchriften 

ohne Einſchränkung auf einen beſtimmten Gerichtsbezirk findet auch im Geltungs⸗ 

bereich dieſer Verordnung Anwendung. a 


$. 20. 


5 Der Juſtizminiſter ift ermächtigt, wo fih dazu ein Bedürfniß herausſtellt, 
den Rechtsanwalten auch die Ausübung des Notariats im Bezirk des Appellations⸗ 
gerichts zu übertragen. 
§. 21. 


i In Betreff der Disziplin und Aufſicht über die Rechtsanwalte und Notare 
kommen die im Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 2.) beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. i 
6. Gerichts⸗Koſten und Gebühren. 
§. 22. 

Ueber den Anſatz und die Erhebung der Gerichts⸗Koſten und Gebühren, fo- 
wie ben Gebühren der Rechtsanwalte und Notare, wird eine Bejondere Verordnung 
ergehen. 

II. Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Gerichtsſtand. 


F. 28. 


X Die geiftliche Gerichtsbarkeit wird auch in Prozeſſen über die eivilrechtliche 
Nichtigkeit einer Ehe aufgehoben. Dieſelben gehören vor die ordentlichen Gerichte. 


§. 24. 


855 Die Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt (Adoption und Arrogation) 
gehört fortan vor das ordentliche Gericht des Annehmenden. Unſere Genehmigun 
Dazu iſt nur in den Fällen erforderlich, in denen dies für das Gebiet des All⸗ 

gemeinen Landrechts ortar miem iſt. 
Bl Großjährigkeits⸗Erklärungen erfolgen durch die ordentlichen Gerichte. 
) Gr. 6714.) 144* $. 25 
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25 
Die in den älteren Provinzen des Staats beſtehenden Vorſchriften über 
den allgemeinen Gerichtsſtand der Mitglieder des Königlichen Hauſes und der 
Hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer, ſowie der Häupter und Mitglieder der vormals 
reichsſtändiſchen Familien finden auch im Geltungsbereich dieſer Verordnung 
Anwendung. i 


2. Aufſicht und Beſchwerden. 


S. 26. y 


Die Aufficht über die Amtsgerichte wird von dem Direktor des Kreis⸗ 
erichts, in deffen Sprengel dieſelben liegen, in höherer Inſtanz von dem Appel⸗ 
ationsgerichte, die Aufſicht über die Kreisgerichte von dem Appellationsgerichte, 
die Aufsicht über ſämmtliche Gerichte von dem Juſtizminiſter ausgeübt. 


§. 27. 


Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen 
betreffen, ſind hinſichtlich aller Rechtsangelegenheiten im Aufſichtswege zu erledigen. 


3. Verhältniß der Gerichte unter einander und zu den Verwaltungs— x 
behörden. 
$. 28. 


Die Gerichte unter einander, ſowie die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
haben ſich bei Erledigung der ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts 
gegenſeitige Unterſtützung zu leiſten. 
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4. Qualifikation und Ernennung der Juſtizbeamten. 
$. 29. 


Wer zur Laufbahn als Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt zugelaſſen 
gi will, hat die Bedingungen zu erfüllen „welche in den älteren Provinzen zur 
Ablegung der erſten juriſtiſchen Prüfung vorgeſchrieben ſind, und nach den dort 
beſtehenden Vorſchriften dieſe Prüfung zu beſtehen. ' 

Der in der erften hing Beſtanbene wird von dem Präſidenten des 
Appellationsgerichts zum Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet. Er hat 
ſodann zu feiner praktiſchen Vorbereitung bei einem Amts⸗ und Kreisgerichte, bei 
einem Rechtsanwalt, bei der Staatsanwaltſchaft und bei dem Appellationsgerichte 
insgeſammt vier Jahre zu arbeiten. Die näheren Beſtimmungen über die Art 
und Dauer der Beſchäftigung bei den einzelnen Behörden werden von dem Jufti 
miniſter erlaſſen. f E 

Re. 
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Referendarien können die Funktionen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen 
und in den letzten Jahren der Vorbereitungszeit nach beſcheinigter Tüchtigkeit von 
dem Juſtizminiſter mit der zeitweiſen Funktion eines Hülfsrichters bei den Kreis⸗ 
und Amtsgerichten, oder eines Gehülfen der Staatsanwaltſchaft beauftragt, auch 


zur Vertretung eines Rechtsanwalts verſtattet werden. 


Nach der Vorbereitungszeit wird der Referendarius auf Grund der über 
ſeinen Fleiß und feine praktiſche Tüchtigkeit beigebrachten Zeugniſſe von dem 
Juſtizminiſter zur großen Staatsprüfung aT Für dieſelbe werden die 
Vorſchriften, welche in den älteren Provinzen für die dritte juriſtiſche Prüfung 
ergangen ſind, zum Maaßſtabe genommen. 

Referendarien, welche die große Staatsprüfung beſtanden haben, werden 
bis zu ihrer anderweiten Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt und dem Direktor 
eines Kreisgerichts zur unentgeltlichen Beſchäftigung bei demſelben und bei den 
Amtsgerichten ſeines Sprengels überwieſen. Die Verleihung des vollen Stimm⸗ 
rechts an ſolche Gerichtsaſſeſſoren und bei Amtsgerichten die Anweiſung eines 
beſtimmten ſelbſtſtändigen Geſchäftskreiſes hängt von der Genehmigung des Juſtiz⸗ 
miniſters ab. Bei den Kreisgerichten darf die Zahl der unbeſoldeten Mitglieder 


mit vollem Stimmrecht nie die Hälfte der etatsmäßigen Richter erreichen. 


$. 30. 
Zur Bekleidung jeder Richter, Staatsanwalts⸗ und Rechtsanwaltsſtelle ift 


die Ablegung der großen Staatsprüfung erforderlich. Dieſe Beſtimmung findet 
auf die bei den aufgehobenen Gerichten angeſtellten Richter und auf diejenigen 


Beamten, welche die Befähigung zum Richteramt durch Zurücklegung der vor⸗ 
e Prüfungen nach den bisherigen Vorſchriften erlangt haben, keine 

nwendung. 
Im Uebrigen bewendet es bei den Beſtimmungen der $$. 1. und 2. der 


Verordnung vom 8. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 209.), betreffend die 


Anſtellung der Juſtizbeamten in den neu erworbenen Landestheilen. 


. 31. 


Die Präſidenten, Direktoren und Räthe der richterlichen Kollegien, ſowie 
die Ober⸗Staatsanwalte und Staatsanwalte werden von Uns, die Kreis- und 
Amtsrichter, die Gehülfen der Staatsanwaltſchaft, die Rechtsanwalte und Notare, 


ſeowie die Gerichtsaſſeſſoren in Unſerem Namen durch den Juſtizminiſter ernannt. 


III. Uebergangs: und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


N $. 32. ; 
Die bei den aufgehobenen Gerichten lebenslänglich angeſtellten und in 


Folge dieſer Verordnung disponibel werdenden Beamten ſind mit Beibehaltung 


ihres Ranges und Einkommens anderweit anzustellen. Dabei müſſen ſich der 
Präſident und die Räthe des Ober - Appellationsgerichts in Wiesbaden, e 
(Nr. 6714.) ie 
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ſie nicht in einem Richteramte bei dem oberſten Gerichtshofe ($. 16.) verwendet 
werden, die Verleihung eines Richteramts bei einem Appellationsgerichte, die 
Präſidenten und Räthe der Hof- und Appellationsgerichte in Wiesbaden und 
Dillenburg die Verleihung eines Richteramts bei einem Appellationsgerichte oder 
Kreisgerichte, alle übrigen bei den aufgehobenen Gerichten angeſtellten Richter die 
Anſtellung als Kreis⸗ oder Amtsrichter gefallen laſſen. 

Inſoweit das Einkommen nicht in einem feſten Gehalt, ſondern in Gebühren 
oder anderen Nutzungen beſtanden hat, iſt daſſelbe nach dem nachweislichen Durch⸗ 
nd der drei Jahre vom I. Juli 1864. bis 1. Juli 1867. unter Abrechnung 

er von den Beamten daraus beſtrittenen Ausgaben feſtzuſetzen. 


F. 33. 


Diejenigen, welche noch nicht als Richter angeſtellt ſind „aber die Befähi⸗ 
gung zum Richteramte durch Zurücklegung der bisher vorgeſchriebenen Prüfungen 
ereits erlangt haben oder bis zum J. Januar 1868. noch erlangen, bis wohin 
folches den Acceſſiſten geſtattet fein foll, werden als Gerichtsaſſeſſoren verpflichtet 
und nach Maaßgabe des H. 29. beſchäftigt. 

Acceſſiſten, welche bis zu dieſem Termine die zweite juriſtiſche Prüfung 
nicht haben zurücklegen können, werden nach näherer Beſtimmung des Juſtiz⸗ 
miniſters, ihrer bisherigen Ausbildung entsprechend, als Referendarien beſchäftigt. 


F. 34. 


Die vorhandenen Untergerichts⸗Prokuratoren und angeſtellten Advokaten 
ſind zur Praxis bei ſämmtlichen Kreis⸗ und Amtsgerichten in dem e 
Herzogthum Naſſau und den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, 
mit Ausſchluß des Oberamtsbezirks Meiſenheim, befugt, desgleichen erhalten die 
bei dem Ober⸗Appellationsgerichte in Wiesbaden und bei den Sor und Appellations⸗ 
gerichten angeſtellten Prokuratoren die Befugniß zur Praxis bei dem Appellations⸗ 
gerichte und ſämmtlichen Kreis⸗ und Amtsgerichten. 


Inſofern den Prokuratoren und Advokaten jedoch durch diefe Beſtimmung 
eine örtliche Erweiterung ihres bisherigen Wirkungskreiſes eingeräumt wird, dür⸗ 


en fie den Parteien Reiſekoſten und Diäten nicht in Rechnung ſtellen. Eine 


miniſters erfolgen. 


ns er ihres bisherigen Wohnorts kann nur mit Genehmigung des Fuftiz 


A 35 i 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 


$. 36. 


Die Wa Verordnung tritt mit dem 1. September 1867. in Kraft. 

Der Juſtizminif 
Gerichtsbehörden mit der erforderlichen weiteren Anweiſung zu verſehen. Ins⸗ 
beſondere iſt er ermächtigt, durch ein Regulativ den Geſehäftsgang bei den Ge- 
richten zu ordnen, auch zu beſtimmen, welche Angelegenheiten bei den Kollegien 
i im 


er ift mit Aiisführung derſelben beauftragt und hat die 


\ 


0 


im Plenum zu erledigen und wie die Gefchäfte unter die Senate und Abtheilun⸗ 
gen zu vertheilen ſind. ä 
Wo die Ausführung der Verordnung wegen beſonderer Bedenken oder 
örtlicher Hinderniſſe bis zum 1. September nicht möglich ſein ſollte, iſt von dem 
Juſtizminiſter der hierdurch nothwendig werdende ſpätere Zeitpunkt zu beſtimmen 
und öffentlich bekannt zu machen. 
f Die zur Zeit beſtehenden Behörden (F. 3. Abſatz J.) bleiben bis zur Ein- 
ſetzung der neuen Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 
15 Die bei den aufgehobenen Gerichten anhängigen Sachen ſind nach einer 
von dem Juſtizminiſter zu erlaſſenden Inſtruktion an die zuſtändigen neuen Ge⸗ 
richte abzugeben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 


Gegeben Berlin, den 26. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Nr. 6715.) Verordnung, betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichtshofes für die durch 

ER das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. De- 
zember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten Landestheile, mit 
Ausnahme des Gebietes der vormaligen freien Stadt Frankfurt, des vor⸗ 5 
maligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf. Vom . 
27. Juni 1867. 1 


„ = 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden 
Geſetze vom 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten Lan⸗ 
destheile, mit Ausnahme des Gebietes der vormaligen freien Stadt Frankfurt, 
des vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf, auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


15 §. 1. 

g Für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden Ge- 
15 vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 555. 875. und 876.) der 
Preußiſchen Monarchie einverleibten Landestheile, mit Ausnahme des Gebietes 

der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, des ehemaligen Heſſen⸗Homburgiſchen 
| Kr. 6714—6715.) Ober⸗ 
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Oberamtsbezirks Meiſenheim und der ehemaligen Königlich Bayeriſchen Enklave 
Kaulsdorf, wird ein gemeinſchaftlicher oberſter Gerichtshof errichtet, welcher in 
Berlin ſeinen Sitz hat und die Benennung: „Ober-Appellationsgericht“ führt. 
Die Vereinigung dieſes Gerichtshofes mit dem Obertribunale bleibk einem beſon⸗ 
deren Geſetze vorbehalten. 


. 2. | 
Das Ober⸗Appellationsgericht ift zuftändig: 
J. in bürgerlichen Rechtsſachen: ; 


1) des ehemaligen Königreichs Hannover: für die nach den bisherigen I 
Vorſchriften zur Zuſtändigkeit des Kaſſationsſenats des Ober- 
Appellationsgerichts zu Celle gehörenden Sachen; 


2) der übrigen Landestheile: für die in der Verordnung vom 24. Juni 
1867. über das Verfahren in Civilprozeſſen bezeichneten Rechtsmittel 
der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde, ſowie für die nach den 
Vorſchriften jener Verordnung dem Inſtanzenzuge der Rechtsmittel 
folgenden und hiernach zur Zuſtändigkeit des oberſten Gerichtshofes 
gehörenden Beſchwerden, in nicht prozeſſualiſchen Angelegenheiten 
ift die Zuſtändigkeit des Ober⸗Appellationsgerichts ausgeſchloſſen; 
es hat in dieſen Angelegenheiten bei der 5 des Appella⸗ 
tionsgerichts fein Bewenden, 


3) ſämmtlicher Landestheile: zur Beſtimmung des zuftändigen Gerichts 
in prozeſſualiſchen Angelegenheiten: 


a) wenn ein poſitiver oder ein negativer Kompetenzkonflikt 
zwiſchen verſchiedenen, dem Ober⸗Appellationsgerichte nach⸗ 
geordneten Appellationsgerichten, entweder wegen der eigenen 
Kompetenz derſelben oder wegen der Kompetenz der ihnen 
nachgeordneten Gerichte beſteht 

b) wenn das zuſtändige, dem Ober⸗Appellationsgerichte nach- 
geordnete Appellationsgericht verhindert ift, fich der Ber- 
handlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen; 

e) wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtimmen iſt 
und die betheiligten Gerichte erſter Inſtanz unter verfchiedenen N 

f 
1 


b 


BET eee — 


Appellationsgerichten ſtehen, welchen das Ober- Appellations- 
gericht vorgeordnet ift; 


II. in Strafſachen nach Maaßgabe der in der neuen Strafprozeßordnung für 
die betreffenden Landestheile, über die Zuſtändigkeit des oberſten Gerichts⸗ 
Hofes enthaltenen Vorſchriften; hinſichtlich der bei dem Kammergerichte | 

ES wegen Staatsverbrechen anhängigen Unterſuchungen iſt für die Rechts 

5 mittel und Beſchwerden das Obertribunal ausſchließlich zuſtändig. N 

EN Die im F. 30. der Verordnung, betreffend die Ablöſung der i 

Servituten, die Theilung der Gemeinſchaften und die eee | 

der 


{ ` 
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der Grundſtücke für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen vom 13. Mai 


1867. (Geſetz Samml. S. 716.) dem Ober⸗Appellattonsgerichte zu Kaſſel 
beigelegte Zuſtändigkeit geht gleichfalls auf den neuen Gerichtshof über. 


§ 3. 
Z Das Ober⸗Appellationsgericht foll aus einem Präſidenten und der erforder⸗ 
lichen an von Räthen beſtehen, welche den Titel: „Ober⸗Appellationsgerichts⸗ 
rath“ führen. 
a Im Falle der Theilung des Gerichtshofes in Senate (Y. 6.) kann zur 
Leitung der Geſchäfte des einen Senats ein Vizepräſident angeſtellt werden. 


$. 4. | 
X} Der Präſident, der Vizepräſident und die übrigen Mitglieder des Ober⸗ 
Appellationsgerichts werden von Uns ernannt. 
F. 5. 
Zur Abfaſſung gültiger Beſchlüſſe des Ober⸗Appellationsgerichts iſt die 


pa en. von mindeſtens ſieben Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden 
erforderlich. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 6. 
Das Ober⸗Appellationsgericht kann, wenn ein Bedürfniß ſich dazu ergeben 
ſollte, in zwei Senate getheilt werden. 
Ein Mitglied kann gleichzeitig ſtändiges Mitglied beider Senate ſein. 
Die Errichtung zweier Senate gef chieht durch Anordnung des Juſtizminiſters. 
Der Juſtizminiſter ift ermächtigt , für die jedesmalige Dauer eines Ge⸗ 
ſchäftsjahres auf Vorſchlag des Präsidenten die Mitglieder unter die beiden Senate 


uu vertheilen und dasjenige Mitglied zu beſtimmen, welches in Ermangelung eines 
Vizepräſidenten und, ſofern der Präſident zur Leitung beider Senate außer Stande 
fein ſollte, in dem einen Senate den Vorſitz Po 
5 Der Präſident iſt ermächtigt, ein Mitglied des einen Senats zur Aushülfe 
in den anderen Senat zu berufen, wenn bei dieſem eine Ergänzung durch Abgang 
oder Verhinderung eines Mitgliedes nöthig wird. 
1 Welche eee nen im Plenum zu erledigen find beſtimmt für andere, 
als die durch das Geſetz vor das Plenum verwieſenen Sachen das Geſchäftsregulativ. 
g Das Geſchäftsregulativ hat zu leich über die Vertheilung der Sachen unter 
die beiden Senate die erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. 


$ 7. 

| Die Beſchäftigung von Hülfsrichkern bei dem Ober⸗Appellationsgerichte ift 
nur b begeben SRNE I 1 9 Bahre Vertretung verhinderter Mitglieder 
oder in Fällen einer ungewöhnlichen Häufung der Geſchäfte. Die Einberufung 


von Hülfsrichtern ſteht dem Juſtizminſſter zu. i 
| Jiaoßrzgang 1867. (Ir. 6715.) ` 145 Zum 


So 


Zum Hülfsrichter kann nur derjenige berufen werden, welcher eine etats- 


mäßige Richterſtelle bei einem Appellationsgerichte der Monarchie bekleidet. Die 
Hülfsrichter haben das volle Stimmrecht der ordentlichen Mitglieder. 


§. 8. 
Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Ober⸗Appellationsgerichte 
werden von den bei dem Obertribunal angeſtellten Beamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wahrgenommen. 


$. 9 


Die u der bei dem Ober⸗Appellationsgerichte erforderlichen 
Subaltern- und Unterbeamten erfolgt nach den Beſtimmungen über die Anſtellung 
dieſer Beamten bei dem Obertribunal. 


$. 10. 
Die bei dem Obertribunal angeſtellten Rechtsanwalte ſind auch zur Praxis 
bei dem n e den 1 15 


Es können bei dem ber⸗Appellationsgerichte durch den Juſtizminiſter auch 
beſondere Rechtsanwalte angeſtellt werden. 


SH 


In Anſehung der Gerichtskoſten, ſowie in Anſehung der Gebühren der 
Rechtsanwalte ſind in den bei dem Ober⸗Appellationsgerichte anhängigen Sachen 
die Vorſchriften anwendbar, welche in den bei dem Obertribunal aus dem Ge⸗ 
biete des Preußiſchen Rechts anhängigen Sachen gelten. In den Sachen aus 
dem vormaligen Königreich Hannover bewendet es in Betreff der Einziehung der 
Anwaltsgebühren bei den Vorſchriften des Hannoverſchen Rechts. 


H. 12. 


Der Geſchäftsgang bei dem Ober⸗Appellationsgerichte wird durch ein Re- 
gulativ geordnet, welches der Gerichtshof zu enden und dem Juſtizminiſter 
zur Beſtätigung einzureichen hat. 


§ 13. 8 | 

Für die Rechte und Pflichten aller bei dem Ober⸗Appellationsgerichte an⸗ 

geſtellten Beamten und für das Aufſichtsrecht des Juſtizminiſters ſind die Vor⸗ 
ſchriften des Preußiſchen Rechts maaßgebend. 


§. 14. 

In den bei dem Ober- Appellationsgerichte anhängigen Sachen beſtimmt 
ſich das Verfahren, inſoweit nicht ein Anderes vorgeſchrieben iſt, nach dem Pro⸗ 
zeßrecht des Landestheils, aus welchem die f an das Ober⸗Appellationsgericht 
gelangt iſt. Es wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen, daß Inſinuationen und 9155 

ere 
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dere Prozedur⸗Akte, welche in dem Gebiete eines anderen Rechts bewirkt werden, 
hinſichtlich der Form nach dem Recht des Orts ihrer Vornahme zu beurtheilen ſind. 


§. 15. 

Das Ober-Appellationsgericht zu Celle führt fortan die Benennung: 
„Appellationsgericht“, j 

Die entbehrlich werdenden Mitglieder deſſelben müffen fih, unbeſchadet 
ihres Ranges und Gehaltes, die Verleihung eines anderen Richteramtes bei einem 
Appellationsgerichte der Monarchie gefallen 0 

Die Verrichtungen der Kron- Oberanwa tſchaft zu Celle erleiden keine an⸗ 
deren Veränderungen, als welche ſich unmittelbar aus dem F. 8. ergeben. 


F. 16. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1867. in Kraft. 

Die an dieſem Tage in dritter Inſtanz bei den Ober⸗Appellationsgerichten 
zu Kaſſel, Wiesbaden und Kiel und dem Kaſſationsſenate des Ober- Appellations- 
gerichts zu Celle anhängigen Sachen gehen auf das neue Ober-Appellations⸗ 
gericht über. 

Das letztere iſt auch als Gericht dritter Inſtanz für die an jenem Tage 
in einer anderen Inſtanz anhängigen Sachen zuſtändig, welche noch in die dritte 
Inſtanz gelangen können. 

Für die Strafſachen, welche in der dritten Inſtanz gemäß der Vorſchriften 
über die Einführung der neuen Strafprozeßordnung noch nach dem älteren Straf⸗ 
prozeßrecht zu erledigen ſind, tritt jedoch an Stelle der Ober⸗Appellationsgerichte 
zu Kiel und Wiesbaden das Appellationsgericht des betreffenden Landestheiles. 


. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


| Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Juni 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6715—6716.) 145* (Nr. 6716.) 
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(Nr. 6716.) Verordnung, betreffend die Einführung der in Preußen durch Geſetz vom 
27. Mai 1863. eingeführten Ergänzungen und Erläuterungen der All⸗ 


gemeinen Deutſchen Wechſelordnung in das vormalige Herzogthum Naſſau. 
Vom 5. Juli 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das vormalige Herzogthum Naſſau, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 


§ J. 


Die nachſtehenden in Preußen durch Geſetz vom 27. Mai 1863. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 357.) eingeführten Ergänzungen und Exläuterungen der im vor⸗ 
maligen Herzogthum Naſſau zufolge Geſetzes vom 25. Oktober 1848. geltenden 
Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung treten auch für dieſen Landestheil 
in Kraft: 

1) Dem erſten Abſatze des Artikels 2. wird als zweiter Abſatz folgender 
Zuſatz beigefügt: 5 
Dem Wechſelgläubiger ift geſtattet, neben der Exekution gegen 
die Pelſon ſeines Schuldners gleichzeitig die Exekution in De 
Vermögen zu ſuchen.“ 


ſtimmung: & 
„Den Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, die Vollſtreckung des 
Wechſelarreſtes auch noch auszuſchließen: N 

a) gegen die Mitglieder der Ständeverſammlung während der 

auer der letzteren, 

b) gegen Offiziere und Soldaten, Auditeure und Militaixärzte 
und ſonſtige Militairbeamte, ſo lange ſie ſich im aktiven 
Dienſte a 

e) gegen Civil⸗Staatsdiener im aktiven Dienſte, 

d) gegen ordinirte Geiſtliche, ö 

e) gegen den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, ſowie alle übrigen 


zum Abgehen fertig (ſegelfertig) iſt, 
f) wenn über das Vermögen des Schuldners der Konkurs 


worden iſt, wegen der früher entſtandenen Forderungen, und 

g) wenn der Schuldarreſt wenigſtens Ein Jahr hindurch voll⸗ 
ſtreckt worden iſt, wegen der früheren Forderungen desjenigen 
Gläubigers, welcher den Arreſt beantragt hat, ſofern derſelbe 
nicht 


2) An Stelle des dritten Abſatzes des Artikels 2. tritt nachſtehende Ber | 


auf dem Schiffe angeſtellten Perſonen, wenn das Seeſchiff . A 


eröffnet oder der Schuldner zur Güterabtretung zugelaſſen x 


Ze e 


nicht nachweiſt, daß dem Schuldner Befriedigungsmittel zu 
Gebote ſtehen.“ 
3) Im Artikel 4. Nr. 4. wird nach den Worten „die Zahlungszeit kann“ 
eingeſchaltet: 
„für die geſammte Geldſumme nur eine und dieſelbe fein und “. 
4) Der Artikel 7. erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
„Das in einem Wechſel enthaltene Zinsverſprechen gilt als nicht 
geſchrieben.“ 
5) Dem erſten Abſatze des Artikels 18. wird als zweiter Satz folgender Zu- 
ſatz beigefügt: 
„Eine entgegenſtehende Uebereinkunft hat keine wechſelrechtliche 
Wirkung.“ 
6) Der Artikel 29. erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
„Der Wechſelinhaber iſt berechtigt, in den Nr. 1. und 2. genannten 
Fällen auch von dem Acceptanten im Wege des Wechſelprozeſſes 
Sicherheitsbeſtellung zu fordern.“ i 
7) Der Artikel 30. erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
„Iſt die Zahlungszeit auf Anfang, oder iſt ſie auf Ende eines 
Monats geſetzt worden, ſo iſt darunter der erſte oder letzte Tag des 
; Monats zu verſtehen.“ 
8) Der Artikel 99. erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
„Bei nicht domizilirten eigenen Wechſeln bedarf es zur Erhaltung 
des Wechſelrechts gegen den Ausſteller weder der Präſentation am 
Zahlungstage, noch der Erhebung eines Proteſtes.“ 


8.2. 
Gemäß der Beſtimmung §. 1. Nr. 2. bleibt die Vollſtreckung des Wechſel⸗ 
arreſtes ausgeſchloſſen: 
1) gegen die Mitglieder der beiden Häuſer des Landtages nach Maaßgabe 
des Artikels 84. der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 


1850; 
u 2) gegen die Perſonen des Soldatenſtandes, ſo lange ſie dem Dienſtſtande 
a Militair- und Civilbeamte find dem Wechſelarreſt unter⸗ 


worfen; gegen einen Beamten darf der Arreſt jedoch erft dann vollſtreckt 
werden, wenn der vorgeſetzten Dienſtbehörde Anzeige: erſtattet iſt und 
dieſelbe für die Vertretung des Beamten zu ſorgen vermocht hat 
3) gear den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, ſowie alle übrigen auf dem 
DNE angeftellten Perſonen, wenn das Seeſchiff zum Abgehen fertig 
. (ſegelfertig) ift. 
— e 6716—6717.) Außer⸗ 
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Außerdem iſt die Vollſtreckung des Wechſelarreſtes unſtatthaft: 


1) gegen die Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet iſt, 
wegen der früher entſtandenen Forderungen, jedoch nur während der 
Dauer des Konkurſes; 

2) wenn der Schuldarreſt ein Jahr hindurch vollſtreckt worden iſt, wegen 
der früheren Forderungen desjenigen Gläubigers, welcher den Arreſt be⸗ 
antragt hat, ſofern derſelbe nicht nachweiſt, daß dem Schuldner Befrie— 
digungsmittel zu Gebote ſtehen. 


. 3. 


Die Beſtimmungen F. 22. Abſatz 2., $. 23., $. 26. Nr. 2. 4. 5. 6., 
F. 27. und F. 30. der durch Geſetz vom 25. Oktober 1848. für das vormalige 
Herzogthum Naſſau erlaſſenen Wechſelprozeßordnung werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867. 


. (L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6717.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867., betreffend die Stempelabgaben und 
gerichtlichen Taxen in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals 
Königlich Bayeriſchen Gebietstheilen, außer der Enklave Kaulsdorf. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 15. Juni d. J. beſtimme Ich im 
Verfolg Meiner Order vom 6. Mai l. J. (Geſetz-Samml. S. 699.), daß die 
in den Bezirken der Königlichen Obergerichte zu Fulda und Hanau geltenden 
Geſetze, Verordnungen und ſonſtigen Normen über Stempelabgaben und gericht- 
liche Taxen, ſoweit dies nicht bereits durch Meine Eingangs erwähnte Order 
verfügt ift, in den daſelbſt genannten Gebietstheilen, unter Aufhebung der be- 
ſtehenden Vorſchriften, allgemein mit der Maaßgabe in Kraft treten ſollen, daß 
die Akte der Notare den nämlichen Stempelabgaben und Taxen unterliegen, wie 
die von den Gerichten oder deren Aktuarien aufgenommenen Handlungen en 

’ ne 
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Inhalts. Auf die Stem yelabgaben von Kalendern und Spielkarten findet die 
dorſtehende Beſtimmung keine Anwendung. 


Sie ſind ermächtigt, die zur Ausführung dieſer Meiner Order erforder⸗ 
lichen näheren Anordnungen zu treffen. 


Berlin, den 24. Juni 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. zur Lippe. 
An den Finanzminiſter und an den Juſtizminiſter. 


(Fr. 6718.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867., betreffend die Aufhebung des Kon- 
ſenſes der Bergbehörden zu den Heirathen der Berg:, Poch-, Hütten⸗ 
und Salinenarbeiter in den neu erworbenen Landestheilen. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 11. Juni d. J. will Ich hierdurch 
beſtimmen, daß es zu den Heirathen der Berg Poch- Hütten⸗ und Salinenarbeiter 
auch in den neu erworbenen Landestheilen, insbeſondere im Gebiete des vormaligen 
Königreichs Hannover und des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen, eines vor⸗ 
herigen Konſenſes der Bergbehörden nicht mehr bedarf. 

i Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Juni 1867. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten und den Juſtizminiſter. 


Gr, 6717—6720.) (Nr. 6719.) 


Cr. 6719.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Stas 

RR a tuts der durch den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Juni 1853. unter der 

Firma: »Landesprodukten⸗Fabrik zu Loburge, mit dem Sitze zu Magde⸗ 
burg, genehmigten Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Juli 1867. ; 


D Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Juni 1867. 
das in der notariellen Verhandlung vom 3. Mai 1867. verlautbarte revidirte 
Statut der durch den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Juni 1853. unter der Firma: 
„Landesprodukten⸗Fabrik zu Loburg“, mit dem Site zu Magdeburg, genehmig⸗ 
ten Aktiengeſellſchaft zu genehmigen geruht. l Be TS 

a Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg bekannt gemacht werden. 5 

Berlin, den 2. Juli 1867. : 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
55 8 Im Auftrage: ; i ANE DAS 
Delbrück. 


K 


Cr. 6720) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter 


Firma: „Schieferbau⸗Aktiengeſellſchaft Nuttlar “mit dem Sitze zu Nuttlar, 
im Regierungsbezirk Arnsberg errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 4. Juli 
1867. ; EUR l ; N 


x sD Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Juni 
1867. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Schieferbau⸗ 
Akkiengeſellſchaft Nuttlar“ mit dem Sitze zu Nuttlar, ſowie deren Statut vom 

4. Mai 1867. zu genehmigen geruht. oa 5 „5 

„Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt de 

Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 

Ke Berlin, den 4. Juli 1867. 


Der Minister für Handel „Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Auftrage: 
Delbrück 


Medigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


